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Brandenburgisches

Dorferneuerungsprogramm 2000


Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft,

Umweltschutz und Raumordnung


Vom 12. April 2000


Mit der Bestätigung des Brandenburgischen Dorferneuerungs­
programms am 11. April 2000 durch den Minister für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung wurde das 
3. Brandenburgische Dorferneuerungsprogramm 1999 (ABl. 
S. 281) wie folgt geändert: 
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Verwaltungsvorschrift über Grundwasser­
absenkungen bei Baumaßnahmen (VVGWA) 

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft,

Umweltschutz und Raumordnung


Vom 25. April 2000


Vorbemerkung 

Die bei der Errichtung von Bauwerken durchgeführten Maß­
nahmen zur Freihaltung des Baugrundes von Grundwasser sind 
aufgrund ihrer Auswirkungen auf den Wasserhaushalt oft 
wasserwirtschaftlich bedeutsam und bedürfen regelmäßig der 
wasserrechtlichen Erlaubnis durch die zuständige Wasser­
behörde. Im wasserrechtlichen Verfahren sind aber nicht nur die 
wasserhaushaltlichen Auswirkungen, sondern auch die Aus­
wirkungen der Grundwasserabsenkung z. B. auf die Stand­
sicherheit benachbarter Gebäude und den Naturhaushalt zu 
berücksichtigen. Da diese Auswirkungen gravierend sein kön­
nen, erfordert die Durchführung der wasserrechtlichen Verfah­
ren ein hohes Maß an fachlichen und verwaltungsrechtlichen 
Kenntnissen. 

Inhalt 

0. Geltungsbereich 
1. Allgemeines 
2. Verwaltungsverfahren, Zuständigkeiten 
2.1 Wasserrechtliche Verfahren 
2.2 Sonstige Verfahren und Zuständigkeitsregelungen 
3. Das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren im Einzelnen 
3.1 Antragsteller 
3.2 Antragsunterlagen 
3.3 Anhörung Beteiligter, Akteneinsicht durch Beteiligte 
3.4 Beteiligung anderer Behörden 
3.5 Die wasserrechtliche Erlaubnis 
3.5.1 Adressat 
3.5.2 Inhalt 
3.5.3 Nebenbestimmungen 
3.5.4 Begründung der Erlaubnis 
3.5.5 Rechtsbehelfsbelehrung 
3.5.6 Hinweise 
3.6 Änderung und Aufhebung der Erlaubnis 
3.6.1 Nachträgliche Anordnungen 
3.6.2 Widerruf 
3.7 Versagung 
4. Anordnungen bei erlaubnisfreien Benutzungen 
5. Wassernutzungsentgelt 
6. Haftung 

0. Geltungsbereich 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt für die Erteilung wasserrecht­
licher Erlaubnisse für Grundwasserabsenkungen und für 
Genehmigungen von Einleitungsbauwerken, die im Zusam­
menhang mit Grundwasserabsenkungen errichtet werden. Die 
Verwaltungsvorschrift erfasst die beabsichtigte Entnahme von 
Grundwasser, durch die der Grundwasserspiegel abgesenkt 
werden soll, um für die Errichtung eines Bauwerks die erfor­
derliche Grundwasserfreiheit zu erreichen sowie die Einleitung 
des geförderten Grundwassers in oberirdische Gewässer bzw. 
die Wiedereinleitung in das Grundwasser. 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für die Fälle, in denen 
ohne Grundwasserentnahme Einwirkungen auf das Grundwas­
ser durch hierzu bestimmte oder geeignete Anlagen herbeige­
führt werden (Gewässerbenutzungen im Sinne des § 3 Abs. 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes - WHG). 

1. Allgemeines 

Von Grundwasserabsenkungen können insbesondere folgende 
Gefahren ausgehen: 

- Gefährdung der Standsicherheit benachbarter Bauwer­
ke durch Setzungserscheinungen aufgrund der Entwäs­
serung des Untergrundes (besonders empfindlich rea­
gierende Schichten sind Torfe und Mudden) oder durch 
Trockenlegung von Holzpfahlgründungen, 

- Beeinträchtigung anderer Grundwasserbenutzungen, 
insbesondere öffentlicher Trinkwasserversorgungsanla­
gen, 

- Mobilisierung von wassergefährdenden Stoffen aus 
Altlasten mit der Folge der Beeinträchtigung der 
öffentlichen Wasserversorgung oder schädlichen Be­
einträchtigung der Gewässer durch Schadstoffverlage­
rung oder von Abwasseranlagen durch Einleitung be­
lasteten Grundwassers, 

- Salzwasseraufstieg durch zu große Grundwasserent­
nahme an entsprechend geologisch geprägten Standor­
ten, 

- Eisenfällung und damit verbundene Trübung, Ver­
färbung, Verschlammung und Sauerstoffzehrung in 
Oberflächengewässern, in die das entnommene Grund­
wasser eingeleitet wird, 

- Überflutung durch Einleitung großer Grundwasser­
mengen in Vorfluter mit zu geringer hydraulischer Leis­
tungsfähigkeit, 

- Beeinträchtigung der Schifffahrt durch Querströmun­
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gen infolge Einleitung großer Grundwassermengen in 
oberirdische Gewässer, 

- Beeinträchtigung der Uferbefestigung durch ungünstige 
Gestaltung des Einleitbauwerkes, 

- Beeinträchtigung des Naturhaushaltes, insbesondere 
von Feuchtgebieten sowie Schädigung der Vegetation, 

- schädliche Bodenveränderungen, insbesondere bei 
Mooren und grundwasserbeeinflussten Böden. 

Die Wasserbehörden haben die Möglichkeit des Eintritts dieser 
und anderer Gefahren im Rahmen des wasserrechtlichen Er­
laubnisverfahrens zu prüfen und im Verfahren entsprechend zu 
berücksichtigen. Die vorliegende Verwaltungsvorschrift soll 
hierzu als Hilfestellung dienen. Ziel dieser Verwaltungsvor­
schrift ist es daher, den Vorhabenträgern und den mit der Durch­
führung der wasserrechtlichen Verfahren befassten Behörden 
aufzuzeigen, 

- welche Verwaltungsverfahren für die Durchführung von 
Grundwasserabsenkungen in Betracht kommen und wie 
sie zu führen sind, 

- welche Zuständigkeiten bestehen,

- was für Antragsunterlagen vorzulegen sind,

- welche Auswirkungen zu berücksichtigen sind,

- wie die Wasserbehörde ihr Ermessen ausüben soll und

- was Inhalt der wasserrechtlichen Erlaubnis ist.


2. Verwaltungsverfahren, Zuständigkeiten 

2.1 Wasserrechtliche Verfahren 

Aus wasserrechtlicher Sicht kommen für die Durchführung der 
Grundwasserhaltung folgende Verfahren in Betracht: 

Erteilung wasserrechtlicher Erlaubnisse für 

- die Grundwasserentnahme zur Wasserfreihaltung der 
Baugrube und 

- die Wiedereinleitung des entnommenen Wassers in das 
Grundwasser oder in ein Oberflächengewässer. 

Gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 1 WHG ist für das Entnehmen von 
Grundwasser in geringen Mengen zu einem vorübergehenden 
Zweck keine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Als gerin­
ge Menge kann die Förderung von höchstens 10 m3/h Grund­
wasser angesehen werden. Die Grundwasserförderung dient ei­
nem vorübergehenden Zweck, wenn sie höchstens 30 Tage an­
dauert. Durch den Vorhabenträger ist dabei zu berücksichtigen, 
dass Grundwasserabsenkungen oft länger als geplant durchge­
führt werden müssen. Bei Grundwasserabsenkungsmaßnahmen 
ist die Erlaubnisfreiheit daher eher ein Ausnahmefall. In diesen 
erlaubnisfreien Ausnahmefällen besteht aber aufgrund des § 56 
Abs. 1 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) die 
Pflicht, die Maßnahme zwei Monate vor Beginn der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Ergibt sich aus der Anzeige, dass Maßnah­
men zum Schutz des Grundwassers erforderlich sind, kann 
gemäß § 56 Abs. 2 BbgWG die zuständige Behörde die entspre­
chenden Anordnungen innerhalb von sechs Wochen treffen. Die 
angezeigte Handlung kann auch befristet oder beschränkt wer­
den. Unter den Voraussetzungen des § 56 Abs. 3 BbgWG ist die 
angezeigte Handlung zu untersagen. 

Gemäß § 43 Abs. 1 Satz 2 BbgWG ist für das Einleiten von nicht 
verunreinigtem Grundwasser in ein oberirdisches Gewässer kei­
ne wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, soweit es nicht aus 
gemeinsamen Anlagen eingeleitet wird. Da in urbanen Gebieten 
das Grundwasser in aller Regel zumindest geringfügig anthro­
pogen belastet ist, ist die Erlaubnisfreiheit für die Einleitung in 
ein oberirdisches Gewässer ebenfalls eher der Ausnahmefall. 
Wenn für die Ableitung des entnommenen Grundwassers ein in 
ein oberirdisches Gewässer entwässernder  Regenkanal eines 
anderen Eigentümers mit benutzt wird, so benötigt der Eigentü­
mer des Regenkanals eine wasserrechtliche Erlaubnis, da dann 
aus einer gemeinsamen Anlage eingeleitet wird. Die Wasser­
behörde muss in jedem Fall die Folgen berücksichtigen, die die 
Benutzung des Regenkanals für das Gewässer haben kann, in 
das der Regenkanal mündet. 

Eine geogene Belastung des Grundwassers ist keine Verunreini­
gung, deshalb führt dies nicht zur Erlaubnispflicht. Das aufneh­
mende Oberflächengewässer könnte jedoch z. B. bei hohen Ge­
halten an gelöstem Eisen erheblich beeinträchtigt werden. In 
diesen Fällen kommt eine Anordnung der Wasserbehörde über 
die Ausübung des Gemeingebrauchs gemäß § 44 Satz 2 BbgWG 
in Betracht. Die Einleitung großer Grundwassermengen in 
Oberflächengewässer mit geringer hydraulischer Leistungs­
fähigkeit könnte auch dann zu erheblichen Beeinträchtigungen 
für den Wasserhaushalt, für Natur und Landschaft oder die All­
gemeinheit führen, wenn das Grundwasser weder verunreinigt 
noch geogen belastet ist. Auch in diesen Fällen kommt eine An­
ordnung der Wasserbehörde über die Ausübung des Gemeinge­
brauchs gemäß § 44 Satz 2 BbgWG in Betracht. Die Wasser­
behörde hat dabei stets das Vorliegen der in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen zu prüfen. 

Wenn hingegen eine Erlaubnis nur für die Entnahme des Grund­
wassers, nicht aber für die Einleitung in  das Oberflächengewäs­
ser erforderlich ist - z. B. gemäß § 43 Abs. 1 Satz 2 BbgWG (sie­
he oben) - ist für das Einleitungsbauwerk eine Anlagengeneh­
migung nach § 87 BbgWG erforderlich. Aufgrund § 87 Abs. 1 
Satz 3 BbgWG ist die Erteilung einer Genehmigung für die Er­
richtung oder wesentliche Änderung von Anlagen zur Einleitung 
des entnommenen Grundwassers in ein Oberflächengewässer 
(Einleitungsbauwerke) im Regelfall nicht erforderlich. Danach 
sind Anlagen, die der erlaubnispflichtigen Benutzung oder dem 
Ausbau des Gewässers dienen,  von der Genehmigungsbedürf­
tigkeit ausgenommen, wenn sie einer anderen behördlichen Zu­
lassung aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes, des BbgWG 
oder der Bauordnung bedürfen oder in einem bergrechtlichen 
Betriebsplan zugelassen werden. 

Im wasserrechtlichen Verfahren ist zu prüfen, ob das Vor­
haben ein Eingiff in Natur und Landschaft im Sinne des § 10 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes (BbgNatSchG) ist. 
Liegt ein Eingriff vor, hat gemäß § 17 Abs. 1 BbgNatSchG 
die Wasserbehörde die zur Durchführung der §§ 12 bis 15 
BbgNatSchG erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen 
zu treffen. Die Entscheidungen ergehen im Einvernehmen mit 
der nach § 17 Abs. 2 BbgNatSchG zuständigen Naturschutz­
behörde. 

Sofern die entnommene Grundwassermenge jährlich fünf Mil­
lionen Kubikmeter übersteigt, bedarf das Vorhaben gemäß § 57 
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Abs. 3 BbgWG einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
12. Februar 1990 (BGBl. III 2129-20). In diesen Fällen muss das 
wasserrechtliche Erlaubnisverfahren den Anforderungen der 
§§ 5 bis 14 UVPG genügen. Deshalb muss ein förmliches Ver­
fahren entsprechend §§ 63 ff. des Verwaltungsverfahrensgeset­
zes für das Land Brandenburg (VwVfGBbg) für eine gehobene 
Erlaubnis gemäß § 30 Abs. 1 BbgWG durchgeführt werden. Da­
zu gehört insbesondere die Beteiligung anderer Behörden, deren 
Aufgabenbereich berührt ist, sowie die Durchführung eines An­
hörungsverfahrens gemäß § 73 VwVfGBbg. 

Für die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnisse ist die unte­
re Wasserbehörde zuständig, in deren Gebiet das Vorhaben 
durchgeführt wird (§ 126 Abs. 1 BbgWG). Soweit die beabsich­
tigte Grundwasserentnahme die Menge von 2000 Kubikmetern 
je Tag überschreitet, liegt die Zuständigkeit für die Erteilung der 
wasserrechtlichen Erlaubnis für die Grundwasserentnahme bei 
der oberen Wasserbehörde (§ 126 Abs. 2 Nr. 2 BbgWG). 

Die Zuständigkeit für die Einleitung des entnommenen Grund­
wassers in ein Gewässer liegt gemäß § 126 Abs. 1 und 2 
BbgWG, unabhängig von der eingeleiteten Menge, bei der unte­
ren Wasserbehörde. Somit ist in den Fällen, in denen eine Men­
ge von mehr als 2000 m3/d Grundwasser entnommen und in ein 
Gewässer eingeleitet werden soll, in derselben Sache - Durch­
führung einer Grundwasserabsenkung - die sachliche Zustän­
digkeit mehrerer Wasserbehörden im Sinne des § 127 Abs. 1 
BbgWG begründet. Da es nicht zweckmäßig ist, über eine 
Grundwasserabsenkung mehrere Wasserbehörden entscheiden 
zu lassen, wird hiermit gemäß § 127 Abs. 1 BbgWG für die 
Fälle, in denen zum Zweck der Grundwasserabsenkung eine 
Menge von mehr als 2000 m3/d Grundwasser entnommen und in 
ein Gewässer eingeleitet werden soll, die obere Wasserbehörde 
als zuständige Behörde bestimmt. Dies gilt nicht für die Fälle, in 
denen ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Ge­
wässern vorsieht oder bei Planfeststellungen durch Bundes­
behörden (siehe hierzu Nummer 2.2). 

(Eine Übersicht über die wasserrechtlichen Verfahren gibt das 
nachfolgende Schema.) 
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2.2 Sonstige Verfahren und Zuständigkeitsregelungen 

Die Einleitung von Grundwasser in eine Bundeswasserstraße so­
wie die Errichtung, die Veränderung oder der Betrieb einer An­
lage in, über oder unter einer solchen Wasserstraße oder an 
ihrem Ufer bedarf der strom- und schifffahrtspolizeilichen Ge­
nehmigung durch das zuständige Wasser- und Schifffahrtsamt, 
wenn durch die beabsichtigte Maßnahme eine Beeinträchtigung 
des für die Schifffahrt erforderlichen Zustandes der Binnenwas­
serstraße oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs (z. B. 
durch Querströmung) zu erwarten ist. Die strom- und schiff­
fahrtspolizeiliche Genehmigung ersetzt die wasserrechtliche Er­
laubnis nicht, sondern muss zusätzlich eingeholt werden (§ 31 
Abs. 6 des Bundeswasserstraßengesetzes - WaStrG). Unbescha­
det des wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens ist der Antrag­
steller daher verpflichtet, für geplante Grundwassereinleitungen 
in eine Bundeswasserstraße bzw. für die geplante Errichtung, 
Veränderung oder den Betrieb einer Anlage bei dem zuständigen 
Wasser- und Schifffahrtsamt eine Genehmigung zu beantragen 
bzw. mindestens einen Monat vor Beginn die Maßnahme anzu­
zeigen. In entsprechenden Fällen soll die Wasserbehörde den 
Antragsteller hierauf hinweisen. 

Sofern bauliche Anlagen für die geplante Grundwasserabsen­
kung errichtet werden, die nach der Bauordnung genehmi­
gungspflichtig sind, ist neben der wasserrechtlichen Erlaubnis 
für die Grundwasserbenutzung eine Baugenehmigung für die 
Anlage erforderlich. Die Wasserbehörde soll den Antragsteller 
in entsprechenden Fällen hierauf hinweisen. 

Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewässers 
verbunden ist, ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt, so 
entscheidet die Planfeststellungsbehörde über die Erteilung der 
Erlaubnis. Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung 
von Gewässern vor, so entscheidet die Bergbehörde über die Er­
teilung der Erlaubnis. Die Entscheidung ist im Einvernehmen 
mit der für das Wasser zuständigen Behörde zu treffen; bei Plan­
feststellungen durch Bundesbehörden ist die für das Wasser zu­
ständige Behörde zu hören (§ 14 WHG). Die für das Wasser zu­
ständige Behörde ist die Wasserbehörde, die ohne Zulassungs­
konzentration für die jeweilige Erlaubnis zuständig wäre. 

Grundwasserabsenkungen können erhebliche oder nachhalti­
ge Beeinträchtigungen der nach § 32 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 
BbgNatSchG geschützten Biotope zur Folge haben. In diesen 
Fällen ist ein Verfahren zur Erteilung einer Ausnahme nach § 36 
BbgNatSchG, gegebenenfalls zur Erteilung einer Befreiung 
nach § 72 Abs. 1 BbgNatSchG durchzuführen. Zuständig ist die 
untere Naturschutzbehörde, in kreisfreien Städten entscheidet 
die oberste Naturschutzbehörde (§ 36 Abs. 2 Satz 1, § 72 Abs. 2 
Satz 2 BbgNatSchG). Ist im Einzelfall eine Befreiung von in 
Rechtsverordnungen zum Schutz von Teilen der Natur und 
Landschaft festgelegten Verboten bzw. eine Genehmigung er­
forderlich, richtet sich die Zuständigkeit der Naturschutzbehör-
den nach § 72 Abs. 2 BbgNatSchG. 

(Eine Übersicht über die sonstigen Verfahren und Zuständig­
keitsregelungen sowie über die zu beteiligenden Behörden gibt 
die Tabelle nach Nummer 3.4.) 

3. Das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren im Einzelnen 

3.1 Antragsteller 

Der Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für 
die Grundwasserabsenkung ist grundsätzlich vom Eigentümer 
der Benutzungsanlagen zu stellen. Dies wird im Regelfall die 
Firma sein, die die Grundwasserabsenkung ausführt. 

Bestehen Zweifel an der zivilrechtlichen Befugnis des Antrag­
stellers zur Durchführung der beabsichtigten Maßnahme, so soll 
die Wasserbehörde die Vorlage geeigneter Nachweise verlangen, 
aus denen sich die Berechtigung des Antragstellers zur Inan­
spruchnahme des Grundeigentums oder die sonstige Berechti­
gung (z. B. Auftragsverhältnis zum Bauherrn) ergibt. 

3.2 Antragsunterlagen 

Der Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für 
Grundwasserentnahmen bzw. Grundwassereinleitungen soll 
möglichst frühzeitig, jedoch nicht später als zwei Monate vor 
Beginn des geplanten Bauvorhabens bei der zuständigen 
Wasserbehörde gestellt werden. Der Antrag ist schriftlich einzu­
reichen. In dem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis für Grund­
wasserentnahmen bzw. Grundwassereinleitungen sind Art und 
Umfang der geplanten Gewässerbenutzung, ihre voraussichtli­
chen Auswirkungen auf das betreffende Grundstück und auf be­
nachbarte Grundstücke sowie alle Maßnahmen zur Minderung 
dieser Auswirkungen zu beschreiben. Der Antragsteller hat ins­
besondere darzulegen, auf welche Weise Verunreinigungen oder 
sonstige nachteilige Veränderungen der Eigenschaften des 
Grundwassers und des aufnehmenden Gewässers sowie andere 
Gefahren für das Wohl der Allgemeinheit, wie z. B. Beeinträch­
tigung der Standsicherheit benachbarter Bauwerke, verhütet 
werden sollen. 

Mit dem Antrag sind alle Unterlagen vorzulegen, die im Hin­
blick auf die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für 
die Beurteilung der Maßnahme erforderlich sind (§ 35 Abs. 1 
BbgWG). Bei Entnahmemengen von über 1000 m3/d oder wenn 
eine wesentliche Beeinträchtigung des Wasser- und Naturhaus­
haltes zu besorgen ist, ist gemäß § 54 Abs. 1 BbgWG auf Kosten 
des Antragstellers eine Erfassung des Grundwasserbestandes 
durchzuführen. Diese Bestandserfassung erfolgt in der Regel 
mit einem hydrogeologischen Gutachten. Offensichtlich un­
zulässige Anträge können zurückgewiesen werden. Dies gilt 
auch für mangelhafte oder unvollständige Anträge, wenn der An­
tragsteller sie nicht innerhalb einer ihm gesetzten, dem jeweili­
gen Einzelfall angemessenen Frist verbessert oder ergänzt (§ 35 
Abs. 2 BbgWG). Die Unterlagen müssen so ausführliche Dar­
stellungen enthalten, dass Dritte beurteilen können, ob und in 
welchem Umfang sie von den Auswirkungen der Benutzungen 
betroffen sein könnten. 

Zu den Unterlagen, die mit dem Antrag auf Erteilung der 
wasserrechtlichen Erlaubnis vorzulegen sind, können je 
nach Lage des Falles die in der nachfolgenden Mustergliede­
rung für den Antrag aufgeführten Unterlagen gehören. Es 
sind keinesfalls immer alle genannten Unterlagen erforder­
lich. Dies hängt vielmehr vom Umfang der Maßnahme und 
den Bedingungen des Einzelfalles ab. 
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Mustergliederung für die Antragsunterlagen 

1.	 Beschreibung des Vorhabens 

1.1	 Kurzbeschreibung des Bauvorhabens 
1.2	 Zweck der Grundwasserabsenkung 
1.3	 Zeitplan 
1.4	 Hydrogeologische Beschreibung des Standortes 

(gegebenenfalls hydrogeologisches Gutachten) 
1.5	 Benachbarte Grundwassernutzer 
1.6	 Maßnahmen zur Grundwasserabsenkung 
1.7	 Geplante Ableitung des gehobenen Grundwassers 
1.8	 Grundwasserbeschaffenheit am Standort 

2.	 Berechnung der Grundwasserabsenkung 

2.1	 Berechnungsgrundlagen 
2.1.1	 Hydraulische Parameter 
2.1.2	 Hydraulische Randbedingungen 
2.2	 Hydraulische Berechnung der Wasserhaltung 
2.2.1	 Berechnungsmethodik 
2.2.2	 Ermittlung der Grundwasserentnahmemengen 
2.2.3	 Dimensionierung der Entnahmeeinrichtungen 
2.2.4	 Berechnung des Absenkungstrichters 
2.3	 Zusammenfassende Darstellung der Berechnungsergeb­

nisse 

3.	 Gefährdungsbewertung und Gegenmaßnahmen 

3.1	 Setzungsgefährdung benachbarter Bebauung 
3.2	 Einfluss auf die Vegetation 
3.3	 Entwässerung organischer Böden 
3.4	 Einfluss auf den Wasserhaushalt 
3.5	 Altlasten 
3.6	 Erkennung und Vermeidung von Salzwasseraufstieg 

4.	 Überwachung der Grundwasserabsenkung 

4.1	 Ansprechpartner 
4.2	 Überwachung der Grundwasserstände 
4.3	 Überwachung der Entnahme- und Wiedereinleitungs­

mengen 
4.4	 Überwachung der Beschaffenheit des gehobenen Grund­

wassers 
4.5	 Standsicherheitsüberwachung setzungsgefährdeter Ge­

bäude 
4.6	 Bewässerung der Vegetation im Absenkungstrichter 
4.7	 Berichtswesen 

3.3	 Anhörung Beteiligter,Akteneinsicht durch Beteiligte 

Die Anhörung Beteiligter und die Akteneinsicht durch Beteiligte 
wird durch die §§ 13, 28 und 29 VwVfGBbg geregelt. An dem 
Verfahren zur Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis sollten 
erforderlichenfalls die Eigentümer von Grundstücken und die zur 
Nutzung der Grundstücke Berechtigten (z. B. Erbbauberechtigte, 
Pächter) beteiligt werden, wenn absehbar ist, dass in deren Rech­
te mit der beabsichtigten Grundwasserentnahme bzw. Grund­
wassereinleitung eingegriffen wird. Dies gilt auch für Benutzer 
der durch eine vorgesehene Einleitung des entnommenen Grund­

wassers betroffenen oberirdischen Gewässer. Die Beteiligten und 
möglicherweise Betroffenen sollten von der Wasserbehörde in 
geeigneter Form über den Antrag, die geplanten Maßnahmen und 
ihre voraussichtlichen Auswirkungen (z. B. auf die Bodenbe­
schaffenheit der umliegenden Grundstücke, die Standsicherheit 
von Gebäuden, die Vegetation oder die Beschaffenheit des auf­
nehmenden Gewässers) informiert werden. Es sollte darauf hin­
gewiesen werden, dass die Antragsunterlagen in der Wasser­
behörde zur Einsichtnahme durch die Beteiligten bereit liegen. 

3.4	 Beteiligung anderer Behörden 

Die Wasserbehörde prüft alle Antragsunterlagen und sonstigen 
Angaben und Unterlagen zunächst in eigener Verantwortung auf 
Vollständigkeit und Plausibilität. Das Wasserwirtschaftsamt und 
andere Behörden sind nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
zu beteiligen. 

Die Wasserbehörde bedient sich der Unterstützung durch das 
Wasserwirtschaftsamt als technischer Fachbehörde, soweit sie 
auf der Grundlage der Antragsunterlagen eine fachliche Zu­
arbeit über die wasserwirtschaftlichen und sonstigen Auswir­
kungen der beantragten Gewässerbenutzung für erforderlich 
hält. Sie kann das Wasserwirtschaftsamt insbesondere um die 
Begutachtung einzelner Unterlagen des Antragstellers ersu­
chen. Das Wasserwirtschaftsamt begutachtet die vorgelegten 
Unterlagen und schlägt gegebenenfalls die Vorlage weiterer An­
tragsunterlagen durch den Antragsteller oder geeignete Maß­
nahmen zum Schutz der Gewässer und vor sonstigen Auswir­
kungen vor. 

Ergeben sich aus den Antragsunterlagen Hinweise darauf, dass 
infolge der beantragten Gewässerbenutzung der Naturhaushalt 
beeinträchtigt werden könnte bzw. wenn das Vorhaben einen 
Eingriff im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Naturschutz­
gesetzes darstellen könnte, ist die untere Naturschutzbehörde zu 
beteiligen (vgl. Nummern 2.1 und 2.2). 

Ergeben sich aus den Antragsunterlagen Hinweise darauf, dass 
infolge der beantragten Gewässerbenutzung der Boden beein­
trächtigt werden könnte, ist die untere Bodenschutzbehörde zu 
beteiligen. 

Ergeben sich Anhaltspunkte, dass Gefahren im Zusammenhang 
mit der beantragten Grundwasserbenutzung aufgrund von Alt­
lasten oder Altlasten-Verdachtsflächen auftreten können, ist die 
Beteiligung der unteren Bodenschutzbehörde erforderlich. Die­
se teilt mit, ob sich Altlasten oder Altlasten-Verdachtsflächen im 
Einzugsbereich der beantragten Grundwasserabsenkung befin­
den, und welche Maßnahmen nach § 2 Abs. 5 des Bundes­
bodenschutzgesetzes (BBodSchG) erforderlich sind. Wenn die 
untere Bodenschutzbehörde bereits Maßnahmen veranlasst 
hat (z. B. Eigenkontrollmaßnahmen nach § 15 Abs. 2 und 3 
BBodSchG), teilt sie diese der Wasserbehörde mit. Soweit die 
Wasserbehörde im Rahmen des Erlaubnisverfahrens Daten, Tat­
sachen und Erkenntnisse über Altlasten oder Altlast-Verdachts­
flächen erhält, teilt sie diese der unteren Bodenschutzbehörde 
mit. 

Zur Beteiligung des Wasser- und Schifffahrtsamtes siehe Num­
mer 2.2, erster Absatz. 
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Sofern die Einleitung des entnommenen Grundwassers in ein 
Oberflächengewässer über eine wasserbauliche Anlage erfolgt, 
ist gemäß § 23 Abs. 1 der Fischereiordnung des Landes Bran­
denburg (BbgFischO) die Fischereibehörde zu beteiligen. 

Sofern bauliche Anlagen für die geplante Grundwasserabsen­
kung errichtet werden, die nach der Bauordnung genehmi­
gungspflichtig sind, empfiehlt sich die Beteiligung der Bauauf­
sichtsbehörden. Gemäß § 6 Abs. 2 der Bauvorlagenverordnung 

gehört eine Beschreibung der Beschaffenheit des Baugrundes, 
seiner Tragfähigkeit sowie der hydrologischen Verhältnisse zu 
den Bauvorlagen. Diese Unterlagen können auch für die Was­
serbehörde von Interesse sein. 

(Eine Übersicht über die zu beteiligenden Behörden sowie über 
die sonstigen Verfahren und Zuständigkeitsregelungen gemäß 
Nummer 2.2 gibt die nachfolgende Tabelle.) 
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3.5	 Die wasserrechtliche Erlaubnis 

3.5.1	 Adressat 

Adressat der wasserrechtlichen Erlaubnis ist der Antragsteller 
(vgl. Nummer 3.1). 

3.5.2	 Inhalt 

Unterliegen sowohl die Grundwasserentnahme als auch die Ein­
leitung in ein Gewässer der Erlaubnispflicht, sollen die Erlaub­
nisse in einem Bescheid zusammengefasst werden. Soweit nur 
eine dieser Gewässerbenutzungen erlaubnispflichtig ist, enthält 
der Bescheid nur die erforderliche Erlaubnis. 

Der Bescheid beginnt mit einem Tenor, der grundsätzlich wie 
folgt aufgebaut werden sollte: 

Auf Antrag vom ..., mit Ergänzung vom ..., wird ... (NATÜRLI­
CHE ODER JURISTISCHE PERSON) gemäß §§ ... die wider­
rufliche Erlaubnis erteilt, in der Zeit vom ... bis ... in ... (ORT, 
STRASSE) zur Absenkung des Grundwasserstandes eine Menge 
von ... Grundwasser zu entnehmen. Weiterhin wird gemäß §§ ... 
die widerrufliche Erlaubnis erteilt, das entnommene Grundwas­
ser mittels ... (EINLEITUNGSBAUWERK, SCHLUCKBRUN­
NEN) in ... (GEWÄSSERNAME, ORT DER EINLEITUNG) wie­
der einzuleiten (LETZTERES NUR, FALLS SO VORGESEHEN 
UND DIE EINLEITUNG EINER ERLAUBNIS BEDARF). 

FALLS DIE VORGESEHENE EINLEITUNG IN EIN OBER­
FLÄCHENGEWÄSSER KEINER ERLAUBNIS BEDARF: 

Weiterhin wird gemäß §§ ... die Genehmigung erteilt, für die 
Einleitung des entnommenen Grundwassers in ... (GEWÄSSER­
NAME, ORT DER EINLEITUNG), ein ... (EINLEITUNGSBAU­
WERK) für die vorgenannte Zeit zu errichten und zu betreiben. 

Dem Bescheid muss insbesondere Folgendes zu entnehmen sein: 

a)	 allgemein 

- die genaue Bezeichnung des Erlaubnisinhabers, 
- die Bezeichnung des eingereichten Antrags ein­

schließlich etwaiger Ergänzungen und Einwendun­
gen als Grundlage der Erlaubniserteilung, 

- die gesetzlichen Grundlagen für die Erteilung der 
Erlaubnis, 

- die Befristung der Erlaubnis, 

b)	 für die Grundwasserentnahme 

- angewandte Absenktechnologie, Art, Anzahl und 
Ausbau der Entnahmeeinrichtungen (Brunnen), Ab­
senkziel unter die Baugrubensohle mit jeweils auf 
m ü NN oder m ü HN bezogenen Höhenangaben, 

- örtliche Lage der Entnahmeeinrichtungen (topogra­
phische Karte, Hochwert, Rechtswert), 

- Grundwasserentnahmemenge (m3/h, m3/d, Gesamt­
menge), 

- die zeitliche Befristung der Maßnahmen zur Grund­
wasserentnahme, 

c)	 bei Einleitung des entnommenen Grundwassers in ein 
Gewässer 

- Beschaffenheit und Menge des einzuleitenden 
Grundwassers, 

- Art und Ausbau der zur Weiterleitung und Einlei­
tung des Grundwassers eingesetzten Anlagen und 
Maßnahmen nach Beendigung der Baumaßnahmen, 

- örtliche Lage der Einleitungsstelle (topographische 
Karte, Hochwert, Rechtswert). 

Zur Konkretisierung der Erlaubnis können bestimmte Antrags­
unterlagen wie Zeichnungen, Pläne und Berechnungen zum Be­
standteil der wasserrechtlichen Erlaubnis gemacht werden. 
In den Antragsunterlagen, die Bestandteil der Erlaubnis sind, 
kann die Wasserbehörde Änderungen durch Roteintragung (im 
Exemplar für die Behörde) bzw. Grüneintragung (im Exemplar 
für den Antragsteller) vornehmen. 

Soweit im Falle von Grundwassereinleitungen die Errichtung 
von Anlagen in oder an dem aufnehmenden Gewässer erforder­
lich und die Einleitung des entnommenen Grundwassers in ein 
Oberflächengewässer nicht erlaubnispflichtig ist (vgl. Num­
mer 2.1), prüft die Wasserbehörde, ob eine Anlagengenehmi­
gung nach § 87 BbgWG erforderlich ist. Bedarf es einer solchen 
Genehmigung, wirkt die Wasserbehörde auf eine entsprechende 
Erweiterung des Antrages hin. 

3.5.3	 Nebenbestimmungen 

Die wasserrechtliche Erlaubnis kann unter Festsetzung von Ne­
benbestimmungen erteilt werden. Nebenbestimmungen sind 
gemäß § 36 VwVfGBbg Auflagen, Bedingungen und Befristun­
gen. Nebenbestimmungen sollen in erster Linie Beeinträchtigun­
gen des Allgemeinwohls, die mit der Gewässerbenutzung ver­
bunden sind, verhüten und ausgleichen sowie sicherstellen, dass 
die der Gewässerbenutzung dienenden Anlagen nach den Regeln 
der Technik errichtet und betrieben werden. Darüber hinaus sind 
Nebenbestimmungen auch zugunsten Dritter möglich. 

Die Grenzen der Zulässigkeit von Nebenbestimmungen ergeben 
sich aus den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen: 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Erforderlichkeit, Ge­
eignetheit, Angemessenheit), der Sachgerechtigkeit und der aus­
reichenden Bestimmtheit sowie dem Gleichheitsgrundsatz 
(Willkürverbot). Die Nebenbestimmungen müssen danach ins­
besondere geeignet sein, die mit der Gewässerbenutzung ver­
bundene Beeinträchtigung des Allgemeinwohls oder nachteilige 
Wirkungen für andere zu verhüten oder auszugleichen, sie müs­
sen praktikabel sein und sie müssen aus dem Ursachenzusam­
menhang zwischen Benutzung und auftretender möglicher Ge­
fahr begründet sein. Bei mehreren, insbesondere technisch 
gleichwertigen Möglichkeiten ist die den Antragsteller  am we­
nigsten beschwerende Maßnahme auszuwählen. Dem Antrag­
steller ist vor der Erteilung der Erlaubnis ausreichend Gelegen­
heit zu geben, sich zu den beabsichtigten Nebenbestimmungen 
zu äußern. Dies kann geschehen, indem ihm ein Entwurf der Er­
laubnis mit der Bitte um Stellungnahme innerhalb einer ausrei­
chenden Frist zugesandt wird. 
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Die wasserrechtliche Erlaubnis kann insbesondere mit fol­
genden Nebenbestimmungen verbunden werden: 

Für erlaubnispflichtige Grundwasserentnahmen Anord­
nung von Maßnahmen bzw. Überwachungsmaßnahmen 

- zur Sicherung der Standfestigkeit von Bauwerken auf 
Nachbargrundstücken, 

- gegen die mögliche Mobilisierung von wassergefähr­
denden Stoffen aus Altlasten, 

- zum Schutz der Vegetation und weiterer Bestandteile 
von Natur und Landschaft, insbesondere zur Vermei­
dung, Minderung oder zum Ausgleich von Beeinträchti­
gungen oder gegebenenfalls zum Ersatz, 

- die nach dem Erlöschen der wasserrechtlichen Erlaubnis 
(z. B. bei Widerruf, Rücknahme, Fristablauf, Beendi­
gung der Grundwasserentnahme) zur Beseitigung der 
Einrichtungen für die Grundwasserentnahme durchzu­
führen sind, 

- zur Feststellung von Veränderungen, die als Folge der 
Grundwasserabsenkung im Einwirkungsbereich der 
Maßnahmen an benachbarten Gebäuden, im Boden und 
am Vegetationsbestand auftreten können, 

- zur Kontrolle und Regulierung des Grundwasserstandes 
(z. B. regelmäßige Messungen zur Feststellung der Ab­
senktiefe, der täglich entnommenen Grundwassermen­
ge, bei länger andauernden Baumaßnahmen auch regel­
mäßige Berichte), 

- zur Kontrolle der Grundwasserbeschaffenheit (z. B. re­
gelmäßige Wasserproben, z. B. wenn die Mobilisierung 
von wassergefährdenden Stoffen aus Altlasten zu be­
fürchten ist), 

- zum Schutz des Bodens, 
- gegebenenfalls als Bedingung, dass die Wirksamkeit der 

Erlaubnis erst nach Abschluss einer vertraglichen Ver­
einbarung zur Einleitung des geförderten Grundwassers 
in eine Abwasserentsorgungsanlage eintritt. 

Bei erlaubnispflichtigen Einleitungen in das Grundwasser 
oder in ein oberirdisches Gewässer: 

- Festlegungen zur technischen Art der Einleitung in das 
aufnehmende oberirdische Gewässer bzw. in das Grund­
wasser, 

- Maßnahmen zum Schutz des aufnehmenden oberirdi­
schen Gewässers bzw. des Grundwassers vor Beein­
trächtigungen (z. B. Vorreinigung, Mengenbeschrän­
kung), 

- Festlegungen zum Schutz der Vegetation und weiterer 
Bestandteile von Natur und Landschaft, insbesondere 
zur Vermeidung, Minderung oder zum Ausgleich von 
Beeinträchtigungen oder gegebenenfalls zum Ersatz, 

- die zeitliche Befristung der Maßnahmen zur Grundwas­
sereinleitung, 

- die Maßnahmen, die nach dem Erlöschen der wasser­
rechtlichen Erlaubnis (z. B. bei Widerruf, Rücknahme, 
Fristablauf, Beendigung der Grundwassereinleitung) 
zur Beseitigung der Einrichtungen für die Grundwasser­
einleitung durchzuführen sind, 

- Anordnung von Überwachungsmaßnahmen zur Kon­

trolle und Regulierung des dem aufnehmenden oberirdi­
schen Gewässer bzw. dem Grundwasserleiter zugeführ­
ten Grundwassers (z. B. regelmäßige Messungen zur 
Feststellung von Menge und Beschaffenheit des zuge­
führten Wassers, der täglich zugeführten Grundwasser­
menge, bei länger andauernden Baumaßnahmen auch 
regelmäßige Berichte; gegebenenfalls Nachweispflich­
ten), 

- Anordnung von Informationspflichten für den Fall 
wesentlicher Veränderungen der Grundlagen für die 
Grundwasserbenutzung (z. B. Änderungen der Boden­
verhältnisse, der Grundwasserbeschaffenheit, Be­
nutzungsart und -umfang, Unterbrechung der Arbeiten, 
Änderung der Eigentums- oder Besitzverhältnisse an 
dem betroffenen Grundstück), 

- Verpflichtung zur Bestellung eines fachlichen An­
sprechpartners auf Seiten des Erlaubnisinhabers, soweit 
es sich um ein Großbauvorhaben handelt. 

3.5.4 Begründung der Erlaubnis 

Die Wasserbehörde hat ihre Entscheidung schriftlich zu begrün­
den. In der Begründung sind die Interessen des Antragstellers 
gegen alle wesentlichen Belange des Allgemeinwohls gegenein­
ander abzuwägen. Außerdem sind die Gründe für die ab­
schließende Ermessensentscheidung über die Erteilung der Er­
laubnis darzulegen. 

3.5.5 Rechtsbehelfsbelehrung 

Die jeweilige wasserbehördliche Entscheidung muss eine 
Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. § 58 sowie §§ 68 ff. der Ver­
waltungsgerichtsordnung sowie die Hinweise des Ministeriums 
des Innern vom 4. November 1996 (ABl. S. 1054) sind zu be­
achten. 

3.5.6 Hinweise 

Der Bescheid sollte Hinweise auf andere, für die Durchführung 
des Vorhabens erforderliche öffentlich-rechtliche Zulassungen 
und die dafür zuständigen Behörden enthalten (vgl. Num­
mer 2.2). Die Hinweise sind erkennbar von den Nebenbestim­
mungen zu trennen, weil sie keinerlei Regelung treffen. 

3.6 Änderung und Aufhebung der Erlaubnis 

3.6.1 Nachträgliche Anordnungen 

Die Erlaubnis steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt der 
nachträglichen Änderung (§ 5 Abs. 1 WHG). So können u. a. 
nachträglich zusätzliche Anforderungen an die Beschaffenheit 
einzubringender oder einzuleitender Stoffe gestellt oder Maß­
nahmen für die Beobachtung der Wasserbenutzung und ihrer 
Folgen angeordnet werden. Solche nachträglichen Änderungen 
kommen insbesondere dann in Betracht, wenn durch die Grund­
wasserentnahme wassergefährdende Stoffe aus Altlasten akti­
viert wurden oder Setzungserscheinungen aufgetreten sind. 
Eine zusätzliche Anforderung an die Beschaffenheit einzubrin­
gender oder einzuleitender Stoffe darf nicht gestellt werden, 
wenn der mit der Erfüllung der Anforderung verbundene Auf­
wand außer Verhältnis zu dem mit der Anforderung angestrebten 
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Erfolg steht. Dabei sind insbesondere Art, Menge und Gefähr­
lichkeit der einzuleitenden Stoffe sowie Nutzungsdauer und 
technische Besonderheiten der Anlage zu berücksichtigen. Vor 
der nachträglichen Änderung einer Erlaubnis ist den Betroffe­
nen ausreichend Gelegenheit zu geben, zu den beabsichtigten 
Anordnungen Stellung zu nehmen. Die Änderungen ergehen als 
Nachtrag zur wasserrechtlichen Erlaubnis und sind mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen (vgl. Nummer 3.5.5). 

3.6.2 Widerruf 

Die Wasserbehörde kann die wasserrechtliche Erlaubnis gemäß 
§ 7 WHG und § 29 Abs. 2 BbgWG unter den dort genannten Vo­
raussetzungen ganz oder teilweise widerrufen. Der Widerruf ist 
insbesondere dann zulässig, wenn 

- von der weiteren Gewässerbenutzung eine Beeinträchti­
gung des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist, die 
nicht durch nachträgliche Anordnungen (vgl. Num­
mer 3.6.1) verhütet oder ausgeglichen werden kann oder 

- der Unternehmer den Zweck der Benutzung geändert, 
sie über den Rahmen der Erlaubnis hinaus ausgedehnt 
oder Nebenbestimmungen nicht erfüllt hat oder 

- Gründe der Wasserwirtschaft entgegenstehen. 

Weitere Widerrufsgründe enthält § 49 Abs. 2 VwVfGBbg. Vor 
dem Widerruf einer Erlaubnis ist den Betroffenen ausreichend 
Gelegenheit zu geben, zu dem beabsichtigten Widerruf Stellung 
zu nehmen. 

Der Widerruf der Erlaubnis ist eine Ermessensentscheidung. Vor 
dem Erlass des Widerrufs ist insbesondere zu prüfen, ob die 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit durch die 
nachträgliche Anordnung von Maßnahmen nach § 5 Abs. 1 
WHG (vgl. Nummer 3.6.1) abgewendet werden kann. Die 
Rechtsgrundlage, auf die der Widerruf gestützt wird, ist im Wi­
derrufsbescheid konkret zu nennen. Der Widerruf ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen (vgl. Nummer 3.5.5). 

3.7 Versagung 

Die Erlaubnis ist gemäß § 6 WHG zu versagen, soweit von der 
beabsichtigten Gewässerbenutzung eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine Gefährdung der öf­
fentlichen Wasserversorgung zu erwarten ist, die nicht durch 
Auflagen oder durch Maßnahmen einer Körperschaft des öf­
fentlichen Rechts verhütet oder ausgeglichen wird. Eine Erlaub­
nis für die Grundwasserentnahme darf gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 3 
BbgWG überdies nur erteilt werden, wenn das entnommene, 
nicht verunreinigte Wasser, soweit zumutbar und wasserwirt­
schaftlich geboten, dem Grundwasserleiter oder auf wasserwirt­
schaftlich gleich wirksame Weise dem Wasserhaushalt unmittel­
bar wieder zugeführt wird. Im Rahmen der Prüfung, ob Belange 
des Allgemeinwohls beeinträchtigt sind, hat die Wasserbehörde 
die Bedeutung der einzelnen Belange festzustellen und mit den 
Interessen des Antragstellers abzuwägen. Die überragende Be­
deutung einzelner wasserwirtschaftlicher Belange, insbesonde­
re die Gefährdung der öffentlichen Trinkwasserversorgung, wird 
regelmäßig zur Versagung der Erlaubnis führen. Dennoch ist 
festzustellen, ob es demgegenüber andere Belange gibt, die im 
Einzelfall auch die wasserwirtschaftlichen Belange überwiegen. 

Wird eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit fest­
gestellt, muss geprüft werden, ob diese durch Auflagen oder 
Maßnahmen einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verhü­
tet oder ausgeglichen werden können. Hierzu hat die Wasser­
behörde festzustellen, mit welchen tatsächlichen Maßnahmen 
den zu erwartenden Beeinträchtigungen wirksam begegnet wer­
den kann. Soweit mehrere in ihrer Wirkung gleichwertige Auf­
lagen zur Verfügung stehen, ist die den Antragsteller am wenigs­
ten belastende zu wählen. 

Gründe des Wohls der Allgemeinheit als Versagungsgrund kön­
nen auch Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sein. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die zuständige Natur­
schutzbehörde im Rahmen der Beteiligung nach 3.4 das Einver­
nehmen nach § 17 Abs. 2 BbgNatSchG nicht erklärt. 

4. Anordnungen bei erlaubnisfreien Benutzungen 

In den Fällen, in denen für die beabsichtigte Grundwasserab­
senkung keine wasserrechtliche Erlaubnis, sondern nur eine An­
zeige nach § 56 Abs. 1 BbgWG erforderlich ist, prüft die zu­
ständige Behörde, ob für die Grundwasserentnahme Anordnun­
gen gemäß § 56 Abs. 2 BbgWG bzw. für die Einleitung des ent­
nommenen Grundwassers in ein Gewässer Anordnungen gemäß 
§ 44 BbgWG erforderlich sind. Es ist zu beachten, dass der Ge­
setzgeber bei den erlaubnisfreien Gewässerbenutzungen davon 
ausgeht, dass von diesen Gewässerbenutzungen in der Regel 
keine Gefahren ausgehen. Deshalb müssen die mit der Anzeige 
vorzulegenden Unterlagen nicht so detailliert wie im wasser­
rechtlichen Erlaubnisverfahren sein. Anordnungen nach § 56 
Abs. 2 BbgWG ergehen nach dem Wortlaut der Bestimmung 
ausschließlich zum Schutze des Grundwassers. Ist aus der An­
zeige erkennbar, dass von der Maßnahme Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgehen, so kommen Maß­
nahmen gemäß § 13 des Ordnungsbehördengesetzes in Betracht. 
Das wasserrechtliche Verfahren zum Erlass einer Anordnung 
über die Ausübung des Gemeingebrauchs gemäß § 44 BbgWG 
ist bei Einleitungen des entnommenen Grundwassers in ein Ge­
wässer in Anlehnung an ein entsprechendes wasserrechtliches 
Erlaubnisverfahren zu führen. 

5. Wassernutzungsentgelt 

Die untere Wasserbehörde teilt der oberen Wasserbehörde Art 
und Umfang der genehmigten oder ihr sonst bekannt geworde­
nen Grundwasserbenutzungen mit. Die obere Wasserbehörde 
erhebt vom Benutzer Gebühren (Wassernutzungsentgelt) für das 
Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser nach 
der durch kontinuierliche Messungen nachgewiesenen tatsäch­
lich entnommenen Wassermenge oder auf Antrag nach dem was­
serrechtlichen Bescheid unter Abzug der nicht nachteilig verän­
derten Wassermenge, die Gewässern vom Benutzer unmittelbar 
wieder zugeführt wird und wenn die Grundwasserförderung 
die jährliche Menge von 3000 Kubikmetern überschreitet (§ 40 
BbgWG). Soweit die obere Wasserbehörde Art und Weise der 
Selbstüberwachung festlegt oder die Beauftragung zugelassener 
Stellen zur Beprobung und Untersuchung bestimmt, hat sie die 
untere Wasserbehörde hierüber zu unterrichten, sofern diese für 
die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zuständig ist. 
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6.	 Haftung 

Nach den Grundsätzen des Amtshaftungsrechts (Artikel 34 
Abs. 1 GG in Verbindung mit § 839 Abs. 1 BGB) haftet die 
Behörde für die fahrlässige oder vorsätzliche Verletzung von 
Amtspflichten gegenüber den Geschädigten. Eine solche Haf­
tung kommt in Betracht, wenn die nach Lage des Einzelfalls 
erforderlichen Anordnungen zum Schutz der Rechte Dritter 
nicht oder nicht ausreichend getroffen worden sind. Der Be­
hörde kommt insoweit eine Garantenstellung zu, die zur sorg­
fältigen Prüfung der Auswirkungen der Erlaubnis und ihrer 
Nebenbestimmungen auf die Interessen Dritter verpflichtet. Die 
Schäden können z. B. an Bauwerken, an öffentlichen Wasser­
versorgungsanlagen, an der benachbarten Vegetation oder in­
folge der Mobilisierung von wassergefährdenden Stoffen aus 
Altlasten entstehen. Bei vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Amtspflichtverletzungen kann auf die persönliche Haftung der 
Entscheidungsträger zurückgegriffen werden. 

Richtlinie des Ministeriums für Landwirtschaft,

Umweltschutz und Raumordnung über 


die Gewährung von Zuwendungen für Startbeihilfen

von vorläufig anerkannten Erzeugergruppierungen


Vom 26. April 2000 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe von Artikel 14 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 
28. Oktober 1996 über eine gemeinsame Marktorgani­
sation für Obst und Gemüse in Verbindung mit den 
Durchführungsbestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 20/98 der Kommission vom 7. Januar 1998 (ABl. 
EG Nr. L 4 S. 40) dieser Richtlinie und der Verwal­
tungsvorschriften (VV) zu §§ 23 und 44 Landeshaus­
haltsordnung (LHO) Startbeihilfen für vorläufig aner­
kannte Erzeugergruppierungen. 

1.2	 Die Zuwendungen haben den Zweck, die Gründung von 
Erzeugergruppierungen und die Tätigkeit zur Schaffung 
der Voraussetzungen für die endgültige Anerkennung als 
Erzeugerorganisationen durch die Realisierung des An­
erkennungsplanes sowie die Konzentration des Angebo­
tes und die Koordination des Absatzes zu fördern. 

1.3	 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr wird auf Grund pflichtgemäßen Ermes­
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel über 
die Anträge entschieden. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Maßnahmen 

- Beratung zur Anwendung von umweltfreundlichen 
Anbauverfahren 

-	 sachgerechte kaufmännische, buchhalterische und 
budgettechnische Abwicklung der Aufgaben 

-	 Andienung der Erzeugnisse 
-	 Planung der Erzeugung 
-	 Absatzstrategie, Entwicklung der Vermarktungswe­

ge und Werbung 
-	 Maßnahmen zur Verbesserung der Erzeugnisqua­

lität 
-	 Entwicklung eines Personalbestandes, soweit die 

vorgenannten Maßnahmen Gegenstand eines Aner­
kennungsplanes im Sinne von Artikel 4 der VO (EG) 
Nr. 478/97 sind. 

2.2	 Förderfähig sind Aufwendungen für die Gründungs­
und Verwaltungstätigkeit (siehe Nummer 2.1) in den ers­
ten fünf Jahren nach der vorläufigen Anerkennung der 
Erzeugergruppierung. Um die ordnungsgemäße An­
wendung der Beihilferegelung zur Deckung der Kosten 
für die Gründungs- und Verwaltungstätigkeit zu erleich­
tern, wird die Zuwendung in Form einer Pauschalbei­
hilfe gewährt. 

2.3	 Die förderfähigen Gründungs- und Verwaltungskosten in 
Form einer Pauschalbeihilfe ergeben sich aus dem An­
hang dieser Richtlinie. Es sind nur Maßnahmen beihilfe­
fähig, die sich unter dem Anhang subsumieren lassen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Erzeugergruppierungen, die gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 478/97 die vorläufige Anerkennung erhalten 
haben. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Die Erzeugergruppierung muss eine neue oder vor In-
Kraft-Treten der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 nicht 
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 anerkannte 
Erzeugergruppierung sein. 

4.2	 Basis der Zuwendung ist der gestaffelte Anerkennungs­
plan, der von dem Zuwendungsempfänger unterbreitet 
worden ist und mit dessen Annahme die Höchstfrist von 
fünf Jahren nach Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 anläuft. 

4.3	 Der Anerkennungsplan muss die in Nummer 2.1 ge­
nannten Maßnahmen enthalten sowie mindestens die 
folgenden Punkte gemäß Artikel 4 Abs. 1 der VO (EG) 
Nr. 478/97 

-	 Laufzeit des Plans 
- Beschreibung der Ausgangssituation, namentlich in 

Bezug auf die Anzahl der angeschlossenen Erzeuger 
zusammen mit einem vollständigen Mitgliederver­
zeichnis, der Erzeugung, der Vermarktung und der 
Infrastruktur 

- angestrebte Ziele des Plans

- zu treffende Maßnahmen und einzusetzende Mittel,
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um spätestens bei Ende des Anerkennungsplanes die 
Anerkennungsvoraussetzungen als Erzeugerorgani­
sation zu erfüllen 

- die schriftliche Zusage der Erzeugerorganisation, 
die Bestimmungen der VO (EG) Nr. 2200/96 und 
der VO (EG) Nr. 478/97 einhalten. 

4.4	 Der Zuwendungsempfänger muss die Voraussetzungen 
des Artikels 11 Abs. 1 Buchstabe a, b, c Nr. 4 und d 
sowie Abs. 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 2200/96 erfüllen und eine Mindestanzahl von Er­
zeugern bzw. eine Mindestmenge an vermarktbaren Er­
zeugnissen gemäß Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b der VO 
(EG) Nr. 478/97 nachweisen. 

4.5	 Der vorgelegte Anerkennungsplan ist vor Inan­
spruchnahme der Zuwendungen durch das Landesamt 
für Ernährung und Landwirtschaft (LELF) als zuständi­
ge Stelle zu genehmigen. 

4.6	 Der Zuwendungsempfänger hat dem LELF den Be­
schluss der General- bzw. Gesellschaftsversammlung 
über die vorgesehenen Maßnahmen im Rahmen des An­
erkennungsplanes nachzuweisen. 

4.7	 Erzeugergruppierungen, die die Anerkennungsvoraus­
setzungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 478/97 nicht 
mehr erfüllen, wird keine Zuwendung gewährt. 

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage 

5.4.1	 Die Bemessung erfolgt gemäß Artikel 1 und 2 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 20/98. Grundlage der Berechnung ist 
der jährliche Wert der vermarkteten Erzeugung auf der 
Stufe ab Erzeugergruppierung und gegebenenfalls als 
nicht verarbeitetes verpacktes oder hergerichtetes Er­
zeugnis. Von der Berechnung des jährlichen Wertes der 
vermarkteten Erzeugung ist die Umsatzsteuer ausge­
nommen. 

5.4.2	 Basis für die Berechnung des jährlichen Wertes der ver­
markteten Erzeugung ist das Kalenderjahr. Das erste Ka­
lenderjahr ist das Jahr nach dem Anerkennungsdatum. 

5.4.3	 Die Zuwendungen für die Gründungs- und Verwaltungs­
tätigkeiten betragen: 

- für das erste Jahr 5 %

für das zweite Jahr 5 %

für das dritte Jahr 4 %

für das vierte Jahr 3 %

für das fünfte Jahr 2 %


des Wertes der vermarkteten Erzeugung bis zu einem 
Höchstbetrag von 1 Mio. Euro dieser Erzeugung und 

- für das erste Jahr 2,5 %

für das zweite Jahr 2,5 %

für das dritte Jahr 2,0 %

für das vierte Jahr 1,5 % 

für das fünfte Jahr 1,5 %


des Wertes der vermarkteten Erzeugung, der 1 Mio. Eu­
ro dieser Erzeugung übersteigt. 

Die Zuwendung darf einen Höchstbetrag von 

- 195 583 DM (100 000 Euro) im ersten Jahr 
195 583 DM (100 000 Euro) im zweiten Jahr 
156 466 DM (80 000 Euro) im dritten Jahr 
117 350 DM (60 000 Euro) im vierten Jahr 
97 791 DM (50 000 Euro) im fünften Jahr 

je Erzeugergruppierung nicht überschreiten. 

5.4.4	 Der Betrag der Beihilfe wird in Jahrestranchen über 
einen Zeitraum von maximal sechs Jahren ab dem Zeit­
punkt der vorläufigen Anerkennung ausgezahlt. 

5.4.5	 Bagatellgrenze 

Eine Förderung ist nur zulässig, wenn die Zuwendung 
pro Jahr den Betrag von 50 000 DM (25 565 Euro) über­
steigt. 

5.4.6	 Die Ausgaben werden nur erstattet, wenn sie im unmit­
telbaren Zusammenhang mit der Durchführung des ge­
nehmigten Anerkennungsplanes stehen. 

5.4.7	 Die vorläufig anerkannten Erzeugergruppierungen tei­
len dem LELF den vorläufigen  Wert der vermarkteten 
Erzeugung des laufenden Förderjahres im darauffolgen­
den Jahr bis zum 15. Februar mit. Der Zuwendungs­
empfänger hat diesen Wert der endgültigen  vermarkte­
ten Erzeugung in Form von Belegen bis zum 31. Mai 
nachzuweisen. 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Mit der Genehmigung des Anerkennungsplanes be­
stätigt das LELF, dass ein vorzeitiger Beginn mit den im 
Plan vorgesehenen Maßnahmen nicht als förderschäd­
lich gewertet wird. 

6.2	 Die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß Artikel 3 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 478/97 ist im Zuwen­
dungszeitraum einzuhalten. 

6.3	 Ergänzend zu Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbe­
stimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) zu § 44 LHO gelten als Verwendungsnach­
weis der Sachbericht und die von der Generalversamm­
lung bzw. von der Gesellschaftsversammlung bestätig­
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ten tatsächlichen förderfähigen Gesamtausgaben im 
Rahmen der für den Anerkennungsplan notwendigen 
Gründungs- und Verwaltungskosten. Der Zuwendungs­
empfänger leitet der zuständigen Behörde bis zum 
31. März des folgenden Jahres des Anerkennungsplanes 
die Verwendungsnachweise zu. 

6.4	 Die Zuwendung erfolgt unter Berücksichtigung der Be­
dingungen und des Zeitpunktes einer eventuellen vorhe­
rigen Gewährung einer staatlichen Beihilfe an Erzeu­
gerzusammenschlüssen, aus denen die Mitglieder der 
betreffenden Erzeugergruppierungen hervorgegangen 
sind sowie der etwaigen Bewegung der Mitglieder zwi­
schen den Erzeugerzusammenschlüssen, um festzustel­
len, ob die Gewährung einer Zuwendung gerechtfertigt 
ist. 

6.5	 Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wider­
rufs für den Fall, dass 

- der Wert der vermarkteten Erzeugung geringer ist 
als der für die Berechnung der Zuwendung zugrun­
de gelegte Wert, 

- die in der vorliegenden Richtlinie vorgesehene Zu­
wendung auf eine Weise verwendet wurde, die den 
einschlägigen Verordnungen oder dem genehmigten 
Anerkennungsplan nicht entspricht. 

6.6	 Sobald die endgültige Anerkennung gemäß Artikel 11 
der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 ausgesprochen ist, 
wird die Gewährung der Zuwendung eingestellt. Ab 
dem Zeitpunkt der Antragstellung auf Anerkennung 
kann die vorläufig anerkannte Erzeugergruppierung 
unter den Voraussetzungen der Verordnung (EG) 
Nr. 411/97 den Entwurf eines operationellen Pro­
gramms einreichen. 

6.7	 Bei einer vorsätzlich oder grob fahrlässig falschen Er­
klärung im Rahmen dieser Richtlinie wird die betreffen­
de vorläufig anerkannte Erzeugergruppierung für die 
gesamte verbleibende Laufzeit des Anerkennungsplanes 
von der Gewährung einer Zuwendung ausgeschlossen. 
Gleichzeitig sind die gezahlten Beihilfen zu widerrufen. 

6.8	 Wird die vorläufige Anerkennung widerrufen, so ist 
auch zu bestimmen, in welchem Umfang die gewährten 
Beihilfen zurückzuzahlen sind. 

7.	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Zuwendungen nach dieser Richtlinie werden unter Ver­
wendung vorgegebener Antragsformulare beantragt. Die 
Anträge für Zuwendungen sind beim LELF zu stellen. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Zuständige Bewilligungsbehörde ist das LELF. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Abweichend von Nummer 1 ANBest-P gilt: 

Nach Feststellung des endgültigen Wertes der vermark­
teten Erzeugung und der tatsächlichen Gründungs- und 
Verwaltungskosten erfolgt die Auszahlung der Mittel im 
Folgejahr bis zum 30. Juni. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Die Kontrolle über die Verwendung der Zuwendungen 
erfolgt durch das LELF. 

7.5	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die §§ 23, 44 LHO und die §§ 48, 49 
und 49 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Brandenburg, soweit nicht in dieser Förderrichtli­
nie Abweichungen zugelassen worden sind. 

8.	 Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2001. Ihre Gel­
tungsdauer wird automatisch um jeweils zwei Jahre ver­
längert, wenn die bundes- bzw. EU-rechtlichen Rahmen­
bedingungen dies zulassen und der Effizienznachweis 
gegenüber dem Ministerium der Finanzen erbracht wird. 

Anhang der Richtlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung über die Gewährung von 
Zuwendungen für Startbeihilfen von vorläufig anerkannten 
Erzeugergruppierungen 

Für den Begriff der Pauschalbeihilfe entsprechend Nummer 2.2 
der oben genannten Richtlinie wird folgender Rahmen in der 
Form von Gründungs- und Verwaltungskosten vorgegeben: 

1. Vorbereitung, Gründung 

hierzu zählen: 

- Kosten für die Vorbereitung der Gründung einer juristi­
schen Person 

- Kosten der Herstellung der Gründungsakte bzw. deren 
Anpassung 

- Kosten für die Erstellung von Analysen und Studien zur 
Erarbeitung des Anerkennungsplanes (u. a. Vermark­
tungskonzepte, Marketingkonzepte) 

- Kosten für die Herstellung eines einheitlichen Erschei­
nungsbildes der Erzeugergruppierung (Logo) 

2. Personalkosten, Dienstleistungen, Beratung 

hierzu zählen: 

- Löhne und Gehälter der Geschäftsführer, Büroangestell­
ten und Marketingbeauftragten 
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- Ausbildungskosten 
- Beiträge zur Sozialversicherung 
- Dienstreisekosten (die im ursächlichen Zusammenhang 

mit den Erfordernissen der  Erzeugergruppierung stehen) 
- Honorare für Dienstleistungen (Laborkosten, Pflanzen­

schutzdienste, Beratungsdienste, insbesondere für um­
weltfreundliche Methoden und Verfahren) 

- Kosten für technische Beratung (Optimierung von Soft-
und Hardware für die Vermarktung) 

3. Qualitätskontrolle  

hierzu zählen: 

- Kosten für die Einhaltung der Qualitätsnormen bis zum 
Abverkauf durch die freiwillige Qualitätskontrolle 
(Kosten für Hilfsmittel,  Software) 

4. Kommunikation 

hierzu zählen: 

- Portogebühren 
- Fernsprechgebühren (einschließlich Handy- und Inter­

netgebühren) 
- Fernschreibgebühren (einschließlich Faxgebühren) 

5. Büroausstattungen 

hierzu zählen: 

- Kosten für die Anschaffung von Hardware 
- Kosten für Bürokleinmaterial 
- Kosten für die Abschreibung der Büroausrüstung (Mo­

biliar) mit Ausnahme der Hardware 

6. Transportmittel 

hierzu zählen: 

- Treibstoff (Benzin, Diesel, alternative Energien)  für die 
Beförderung des Personals 

Anmerkung: 

Der Kauf und die laufenden Abschreibungen von Transport­
mitteln für die Beförderung des Personals werden nicht ge­
fördert. 

7. Gebäude, Betriebskosten 

hierzu zählen: 

- Mieten, die der Verwaltung der Erzeugergruppierung 
dienen 

- die gezahlten jährlichen Zinsen von Krediten für den 
Kauf von Verwaltungseinrichtungen 

- Betriebskosten (entsprechend den Betriebskostenab­
rechnungen) 

8. Versicherungen 

hierzu zählen: 

- Versicherungskosten für die Beförderung des Verwal­
tungspersonals 

- Versicherungskosten für die Verwaltungsgebäude 
- Versicherungskosten für die Ausrüstung der Verwal­

tungsgebäude 
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